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AfD auf Rechtskurs

Die Rechtspopulisten haben ihr 
Wahlprogramm verabschiedet und 
nach heftigen personellen Querelen, 
in deren Folge Frauke Petry auf eine 
Spitzenkandidatur verzichtet hat, ein 
Spitzenduo gewählt, das den stramm 
rechtsnationalen Flügel mit Alexan-
der Gauland und den rechtskonser-
vativen Wirtschaftsflügel mit Alice 
Weidel einbinden soll. ...

Sinkflug der grünen Partei

Die Partei »Die Grünen« liegt in der 
Wählergunst so schlecht wie seit 15 
Jahren nicht mehr und nähert sich 
der 5%-Marke, die für den Einzug in 
den Bundestag entscheidend ist. ...

Öffentliche Armut – Schulden-
bremse – Stärkungspakt

Städte und Kreise in NRW ächzen 
unter den Lasten, die ihnen Struktur-
wandel, Steuergesetzgebung und so-
ziale Not aufbürden. Doch sind diese 
Rahmenbedingungen in letzter Hand 
politisch gestaltet. Die rot-grüne 
Landesregierung hatte sechs Jahre 
Zeit, diese Last zu lindern. ...
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Verschleierung des Reichtums, 
Verharmlosung der Armut
Zum Fünften Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung

von  Christoph Butterwegge

Nach monatelangen Verzögerungen, die nicht zuletzt in Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen CDU/CSU und SPD wurzel-
ten, liegt der Armuts- und Reichtumsbericht dieser Bundesre-
gierung seit dem 12. April 2017 vor. Erst im Oktober 2016 hatte 
das von Andrea Nahles (SPD) geleitete Arbeits- und Sozialminis
terium seinen ursprünglichen Berichtsentwurf zur ersten Res-
sortabstimmung an die übrigen Ministerien weitergeleitet. Ihm 
folgten aufgrund der Einwände des Bundeskanzleramtes und 
des Finanzministeriums, beide von Unionspolitikern geführt, 
zwei weitere Entwurfsfassungen, bevor am 23. März 2017 die 
endgültige Ressortabstimmung begann und das mehr als 600 
Seiten umfassende Dokument ausgerechnet in der Woche vor 
Ostern, als eine geringe Aufmerksamkeit der Medien und der Öf-
fentlichkeit dafür garantiert war, im Bundeskabinett beschlos-
sen wurde.

Meinungsverschiedenheiten zwischen den  
Ministerien

Einwände des Bundeskanzleramtes und des Finanzministeri-
ums hatten eine Streichung zentraler Aussagen des ursprüng-
lichen Berichtsentwurfs zur Folge. Beanstandet wurden Passa-
gen, in denen es um die Negativeffekte der sozialen Ungleichheit, 
die Notwendigkeit einer Behebung der Verteilungsschieflage, die 

Möglichkeit der Einflussnahme wohlhabender Bevölkerungs-
gruppen auf politische bzw. Regierungsentscheidungen und die 
Beeinträchtigung der politischen Repräsentation durch eine sin-
kende Wahlbeteiligung armer Bevölkerungsschichten ging.

Daraufhin entfielen die theoretischen Überlegungen zum 
Verhältnis von Armut, Reichtum und (repräsentativer) Demo-
kratie. Gestrichen wurde das »Einfluss von Interessensvertre-
tungen und Lobbyarbeit« überschriebene Unterkapitel, zusam-
mengestrichen das Ergebnis einer Untersuchung, wonach die 
Wahrscheinlichkeit für eine Politikänderung wesentlich höher 
ist, wenn diese von vielen Befragten mit höherem Einkommen 
unterstützt wird.

Christoph Butterwegge ist Armutsforscher, Professor für Politikwissenschaft 
im Ruhestand an der Universität zu Köln, Mitglied der Forschungsstelle für 
interkulturelle Studien (FiSt). 
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Die folgende Feststellung fiel ebenfalls dem Rotstift zum Op-
fer: »Personen mit geringem Einkommen verzichten auf poli-
tische Partizipation, weil sie die Erfahrung machen, dass sich 
die Politik in ihren Entscheidungen weniger an ihnen orien-
tiert.« Hieraus entsteht, was Sozialwissenschaftler eine »Krise 
der politischen Repräsentation« nennen – auch dieser Fachbe-
griff wurde getilgt. Das ändert jedoch nichts an dem Problem: 
Arme fühlen sich nicht mehr von den politischen Entscheidungs-
trägern vertreten und beteiligen sich deshalb weniger stark an 
Wahlen, was in einem politischen Teufelskreis wiederum dazu 
führen kann, dass die etablierten Parteien ihnen und ihren In-
teressen noch weniger Beachtung schenken.

Umformuliert wurde auch ein Absatz, in dem es hieß, hohe 
Ungleichheit könne nicht nur den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt beeinträchtigen, sondern auch das Wirtschaftswachs-
tum dämpfen, weshalb die »Korrektur von Verteilungsergeb-
nissen« als »wichtige gesellschaftliche Aufgabe« gelten müsse: 
»Dabei sollte nicht nur die Verteilung der verfügbaren Haus-
haltseinkommen, sondern auch die Primärverteilung in den 
Blick genommen werden. Je geringer die Ungleichheit der Pri-
märverteilung ist, desto weniger muss der Staat kompensierend 
eingreifen.« Nach der ersten Ressortabstimmung im Spätherbst 
2016 beschwichtigte man den Leser, die Auswirkungen großer 
sozialer Ungleichheit auf das Wirtschaftswachstum eines Lan-
des seien empirisch nicht eindeutig belegt.

Berichtskosmetik dieser Art wurde nicht hinter verschlos-
senen Amtstüren, sondern vor aller Augen betrieben. So kann 
größeren Teilen der Öffentlichkeit bewusst werden, dass Armut 
und Reichtum politisch-normative Begriffe sind und selbst in-
nerhalb des Regierungslagers unterschiedliche Bewertungsmaß-
stäbe existieren. Deshalb wäre es falsch, Armuts- und Reich-
tumsberichte künftig, wie manche KritikerInnnen – genannt 
sei nur der Paritätische Wohlfahrtsverband – vorschlagen, 
von einem Sachverständigenrat aus »unabhängigen« Wissen-
schaftlern erstellen zu lassen. Damit würde die Bundesregie-
rung von ihrer Verpflichtung entbunden, selbst klar Position 
hinsichtlich der Einkommens- und Vermögensverteilung bzw. 
der Verteilungs(un)gerechtigkeit zu beziehen.

»Dritte Welt«-Armut in Deutschland?

Angesichts der vermehrten Fluchtmigration nach Deutschland 
und der exzessiven Diskussion darüber kommen die Armut der 
Flüchtlinge und ihre Folgen im Regierungsbericht zu kurz. Da-
bei sind vier besonders markante Entwicklungen absehbar:
1. nehmen Formen extremer Armut aufgrund der Fluchtmigra-

tion (wieder) spürbar zu. Wenn sich Bundesinnenminister 
Thomas de Maizière mit seiner Forderung nach Aufhebung 
der Duldung behauptet, werden erheblich mehr Migran-
tInnen aus Angst vor ihrer Abschiebung untertauchen. Zehn-
tausende zusätzliche Illegale bzw. Illegalisierte bedeuten in 
der Konsequenz, dass sich in deutschen Städten »Dritte 
Welt«-Elend ausbreiten kann, weil sie keinen regulären Zu-
gang zu Sozial- und Gesundheitsleistungen haben.

2.	 dürfte sich die Kluft zwischen Arm und Reich in Deutsch-
land durch die Zuwanderung überwiegend mittelloser Flücht-
linge vertiefen. Obwohl die von der EU bei 60 Prozent des 

mittleren bedarfsgewichteten Nettoeinkommens angesetzte 
Armuts(risiko)schwelle durch Flüchtlinge im Transferleis
tungsbezug und im Niedriglohnsektor tendenziell sinkt, 
könnte die Armuts(gefährdungs)quote als Indikator für das 
Ausmaß relativer Armut weiter steigen.

3.	 besteht die Gefahr einer dauerhaften ethnischen Unterschich-
tung der Gesellschaft, und zwar vor allem dann, wenn Geflüch-
tete sozial ausgegrenzt, nach dem Verlassen der Erstaufnah-
meeinrichtungen in Wohnsilos am Rande der Städte gedrängt 
und hinsichtlich (Aus-)Bildung, Gesundheit, Freizeit, Sport 
und Kultur diskriminiert werden. Problematisch ist auch, dass 
Asylberechtigte, nach der Genfer Flüchtlingskonvention hier-
zulande Geduldete und subsidiär Geschützte häufig in Nied-
riglohnjobs gedrängt werden oder drängen, etwa weil ihnen 
nicht bewusst ist, welch hohen Stellenwert man Berufsab-
schlüssen und Zeugnissen in Deutschland einräumt.

4.	 droht die Ethnisierung der Armut von einer Verengung des 
Armutsbegriffs begleitet zu werden. In der (Medien-)Öffent-
lichkeit könnten Bestrebungen zunehmen, relative Armut 
noch stärker als bisher zu verharmlosen und bloß noch abso-
lute Armut, d.h. Not und Elend als »wirkliche« Armut anzuer-
kennen. Eines Tages würde dann womöglich selbst in einem 
so reichen Land wie der Bundesrepublik als arm bloß noch 
gelten, wer – überspitzt gesagt – nicht mehr hat als das, was 
er am Leibe trägt. Schon jetzt wird ein zuletzt feststellbarer 
Anstieg der Armutsrisikoquote auf die vermehrte Fluchtmi-
gration zurückgeführt und damit als »importierte Armutszu-
nahme« entschuldigt.

Einheimische in absoluter Armut 

Weder würdigt der neue Regierungsbericht das Argument, wo-
nach es sich bei Einkommen unterhalb der Armuts(risiko)grenze 
von 942 Euro netto im Monat für einen Alleinstehenden, berech-
net nach dem Mikrozensus 2015, nicht bloß um »Armutsgefähr-
dung«, sondern um Einkommensarmut handelt, noch berück-
sichtigt er die verdeckte, versteckte bzw. verschämte und die 
Energiearmut (über 330.000 Haushalten wurde 2015 der Strom, 
mehr als 43.000 das Gas abgestellt) als wichtige Armutsformen.

Der Fünfte Armuts- und Reichtumsbericht ist dicker als seine 
Vorgänger ausgefallen. Ausgesprochen dünn ist die Datenlage 
jedoch weiterhin im Kernbereich der absoluten, extremen bzw. 
existenziellen Armut, also dort, wo es um Wohnungs- bzw. Ob-
dachlosigkeit geht. Wenn offizielle Statistiken zum Problem der 
Wohnungslosigkeit existieren würden, könnte man die zuständi-
gen Behörden und die politisch Verantwortlichen leichter bewe-
gen, es mit der erforderlichen Konsequenz anzugehen. Bis dahin 
stützt sich die Bundesregierung auf Schätzungen der BAG Woh-
nungslosenhilfe, wonach es 2014 in Deutschland wieder mehr 
als 335.000 Wohnungslose gab. 39.000 Menschen lebten dem 
Dachverband der Wohnungslosenhilfe zufolge auf der Straße.

Dass »aggressive« BettlerInnen in vielen Städten aus dem 
öffentlichen Raum verdrängt und auf der Straße lebende Men-
schen einem rigiden und repressiven Armutsregime ausgesetzt 
worden sind, für das Polizeirazzien, Platzverweise, Aufenthalts-
verbote und Schikanen privater Sicherheitsdienste stehen, ver-
schweigt der Regierungsbericht. Auch die Tatsache, dass der 
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Staat selbst Wohnungslosigkeit produziert, indem er Unter-
25-Jährige im Hartz-IV-Bezug nach der zweiten Pflichtverlet-
zung so hart sanktioniert, dass ihnen nicht bloß die Geldleistung 
gestrichen, sondern auch die Miet- und Heizkosten nicht mehr 
übernommen werden, bleibt unerwähnt.

Reichtum – weiterhin ein Stiefkind  
der Berichterstattung

Noch dürftiger sind der Erkenntnisstand und die Datenlage zur 
(Ungleich-)Verteilung des privaten Reichtums in Deutschland. 
An der Tatsache, dass der Reichtum in den Regierungsberich-
ten ein Nischendasein fristet, hat sich wenig geändert. Entge-
gen den Absichtsbekundungen von Arbeits- und Sozialministe-
rin Andrea Nahles ist er letztlich ein Stiefkind der statistischen 
Datenerfassung und -analyse geblieben. Großbanken, transnati-
onale Konzerne, Hedge-Fonds, Private-Equity-Gesellschaften 
und Vermögensverwalter wie BlackRock, die Unsummen anle-
gen und dadurch auch politische Macht ausüben, kommen im 
Fünften Armuts- und Reichtumsbericht überhaupt nicht vor.

Man hat zwar ein Forschungsprojekt zum Reichtum in Auf-
trag gegeben, ihn allerdings so diffus definiert, dass die soziale 
Ungleichheit während des Berichtszeitraums kaum gestiegen 
ist. »Einkommensreich« ist nach der zugrunde gelegten Defini-
tion, wer über mehr als das Doppelte bzw. Dreifache des mittle-
ren Nettoäquivalenzeinkommens der Gesamtbevölkerung ver-
fügt – das sind 3.452 bzw. 5.178 Euro pro Monat (2013: SOEP). 
Hingegen fehlen aussagekräftige Zahlenangaben wie folgende: 
Die reichsten Geschwister unseres Landes, Susanne Klatten und 
Stefan Quandt, beziehen in Kürze für das Jahr 2016 allein 1,074 
Mrd. Euro an Dividenden aus ihren BMW-Aktien. Da ihnen 
auch noch Aktien weiterer Unternehmen wie auch andere Wert-
papiere, Grundstücke, Immobilien, Luxusjachten und Privat-
flugzeuge – kurz: Statussymbole eines selbst für Wohlhabende 
unvorstellbaren Reichtums – gehören, würden sich die beiden 
Konzernerben vermutlich totlachen, wenn sie wüssten, dass je-
mand einen alleinstehenden Studienrat nur aufgrund seines Ge-
halts für reich hält.

Während das subjektive Empfinden (Schmach, Demütigung, 
Erniedrigung und Ausgrenzung) sowie die Meinung der Armen 
nur in einem Workshop mit 30 TeilnehmerInnen zur Debatte 
standen, wurden für den Regierungsbericht 130 »Hochvermö-
gende«, deren Gesamtvermögen sich im Schnitt gerade mal auf 
5,3 Mio. Euro belief, interviewt. Alle zusammen besaßen also we-
niger, als das Dividendeneinkommen zweier Großaktionäre be-

trägt. Bei einem individuellen Nettovermögen von über 500.000 
Euro, d.h. schon dann, wenn jemand in einer begehrten Groß- 
oder Universitätsstadt der Bundesrepublik eine Eigentumswoh-
nung mittlerer Größe besitzt, gilt man als vermögensreich. Ob-
wohl der Bericht auch ein paar relativierende Bemerkungen 
zu diesem Reichtumsverständnis enthält, drängt sich der Ein-
druck auf, dass der Forschungsstand wenig erhellend ist. Wer-
den »normale« Mittelschichtangehörige, die im Wohlstand le-
ben, wie selbstverständlich zu den Reichen gezählt, lässt sich die 
Tatsache, dass sich der wirkliche Reichtum in wenigen Händen 
konzentriert, leichter verschleiern.

Auslöser und Ursachen der sozialen Polarisierung

Über weite Strecken bleibt der Fünfte Armuts- und Reichtums-
bericht deskriptiv, wohingegen er größere analytische Tiefen-
schärfe vermissen lässt. Dies mag daran liegen, dass seine Au-
torInnen die Fachliteratur unzureichend rezipiert haben, wie 
sein (Quellen- und) Literaturverzeichnis erkennen lässt. Ge-
rade bezüglich der Armut kommen die VerfasserInnen über 
Lesefrüchte, die in Proseminaren nur Hohn und Spott ernten 
würden, nicht hinaus. Selbst anerkannte Standardwerke der 
Armutssoziologie sowie Kapitalismus- und Fundamentalkri-
tik, die namhafte AutorInnen an der staatlichen Sozialpolitik 
üben, werden ignoriert.

Ganz offenbar geht es der Regierung als Berichterstatterin 
nicht darum, die bestehenden Eigentums-, Vermögens- und 
Einkommensverhältnisse zu erfassen, sondern nur darum, sie 
zu rechtfertigen. Sonst würden die folgenden zwei Erkenntnisse 
der neueren Ungleichheitsforschung berücksichtigt: Aufgrund 
des systemimmanenten Trends zur sozialen Polarisierung im Fi-
nanzmarktkapitalismus der Gegenwart nehmen Reichtum und 
Armut gleichermaßen zu. Man kann von einem sozialen Pater-
noster-Effekt sprechen: Während die einen nach oben fahren, 
fahren die anderen nach unten. Zumindest wer sehr reich ist, 
ist auch politisch einflussreich, wohingegen sich Arme häufig 
wie Fremde im eigenen Land fühlen und eine prekäre Existenz 
häufig zur Wahlabstinenz der Betroffenen führt.

Um eine große nationale Debatte über die Kluft zwischen 
Arm und Reich in Gang zu setzen und eine Kampagne für poli-
tische Gegenmaßnahmen anzustoßen, müsste der Regierungs-
bericht einräumen, dass die soziale Spaltung aus einer Zangen-
bewegung resultiert: Einerseits wurde denen »da unten« seit 
der Jahrtausendwende mehr Druck gemacht, etwa durch die 
Lockerung des Kündigungsschutzes, die Prekarisierung der Ar-
beitswelt (Einführung von Mini- und Midijobs), die Liberali-
sierung der Leiharbeit sowie die Erleichterung von Teilzeit-, 
Werk- und Honorarverträgen. Reallohnsenkungen und Sozial-
kürzungen waren mithin weder ein unsozialer Kollateralscha-
den der Globalisierung noch ein sozialpolitischer Betriebsunfall, 
sondern das Ergebnis einer Regierungspolitik, die der neoli-
beralen Standortlogik folgend optimale Kapitalverwertungsbe-
dingungen schaffen wollte. Andererseits wurden die »da oben« 
über Jahrzehnte hinweg systematisch von Regulierungen, Steu-
ern und (Sozial-)Abgaben befreit. Dass die Reichen reicher und 
die Armen zahlreicher wurden, war eine logische Folge der ge-
nannten Maßnahmen.
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Kinder- und Altersarmut im Regierungsbericht

Kam das Stichwort »Kinderarmut« im Vierten Armuts- und 
Reichtumsbericht nur in den Fußnoten bzw. den dort aufge-
führten Titeln zitierter Fachliteratur vor, so befasst sich der 
Fünfte ausführlich damit und widmet ihr mehrere Kapitel. Auch 
er ist aber nicht frei von einer Verharmlosung der Finanznöte 
vieler Familien. Dafür steht die folgende auf das EU-Konzept 
der materiellen Deprivation gestützte Feststellung in den ersten 
beiden Entwürfen: »Nur wenige Kinder in Deutschland leiden 
unter materiellen Entbehrungen.« In der Endfassung wurde 
vor den letzten beiden Wörtern noch »erheblichen« eingefügt, 
was die Aussage korrekter, jedoch keineswegs plausibel macht.

Glaubt die Bundesregierung wirklich, was sie da behauptet? 
Mittlerweile beziehen über 2 Mio. Kinder unter 18 Jahren ent-
weder Arbeitslosengeld II oder das im Volksmund ebenfalls 
»Hartz IV« genannte Sozialgeld. Je nach Lebensalter sind das 
236, 291 bzw. 311 Euro pro Monat (plus Miet- und Heizkosten). 
Lebensmitteltafeln versorgen nach eigenen Angaben regelmäßig 
ca. 1,5 Mio. Menschen mit Essen, von denen sich ungefähr ein 
Drittel im Kindesalter befinden. Leiden diese Minderjährigen 
etwa nicht unter erheblichen materiellen Entbehrungen, oder 
sind 500.000 tatsächlich »wenige«, wie der Regierungsbericht 
suggeriert? Darin wird der Eindruck erweckt, als habe man die 
Kinderarmut seit Einführung des »Bildungs- und Teilhabepa-
ketes« zum 1. Januar 2011 im Griff: »Durch das Bildungs- und 
Teilhabepaket (Volumen im Jahr 2015: 569,5 Millionen Euro) 
wird das spezifische sozio-kulturelle Existenzminimum von hil-
febedürftigen Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
in der Sozialhilfe und der Grundsicherung für Arbeitsuchende, 
für Familien mit Bezug von Kinderzuschlag oder Wohngeld und 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz gesichert.«

Obwohl die Leistungen des Bildungs- und Teilhabepaketes in 
einem ausgesprochen komplizierten Verfahren beantragt wer-
den müssen, was viele eigentlich anspruchsberechtigte Eltern 
davon abhält, darauf zuzugreifen, höchstens den Wert von 250 
Euro pro Jahr erreichen und seit sechs Jahren nicht angehoben 
worden sind, will die Bundesregierung sie nicht an die gestie-
genen Preise anpassen, sondern nur seine Bekanntheit erhö-
hen und »prüfen, ob bürokratische Hürden bestehen und ab-
gebaut werden können.«

CDU, CSU und SPD nehmen das Problem der Kinderarmut 
nicht ernst. So haben sie zwar den Regelbedarf von Arbeitslosen-
geld-II-BezieherInnen sowie Schulkindern und Jugendlichen im 
Hartz-IV-Bezug zum Jahresbeginn 2017 leicht erhöht, die Kin-
der unter sechs Jahren jedoch leer ausgehen lassen. Ab 1. Juli 
entfristet die Große Koalition den staatlichen Unterhaltsvor-
schuss hinsichtlich seiner Höchstleistungsdauer und setzt die 
Altersbegrenzung von 12 auf 18 Jahre herauf. Vielen alleiner-
ziehenden Müttern im Arbeitslosengeld-II-Bezug nützen diese 
Verbesserungen aber nichts, weil die ihnen künftig länger ge-
zahlten Leistungen auf Hartz IV angerechnet werden.

Verharmlost wird auch das seit Jahren deutlich steigende Ri-
siko der Altersarmut, über die es im Bericht heißt: »Die Alters-
gruppe der Ab-65-Jährigen ist durchschnittlich weniger von 
Armutsgefährdung betroffen als die Gesamtbevölkerung. Die 
Armutsrisikoquote und der Anteil der von erheblicher materiel-

ler Deprivation Betroffenen im Alter ab 65 Jahren sind deutlich 
niedriger als in der Gesamtbevölkerung.« Da am 31. Dezember 
2015 »nur« 536.121 Personen über 64 Jahren Grundsicherung 
im Alter bezogen, lag auch die Mindestsicherungsquote der Se-
niorInnen weit unter der jüngerer Altersgruppen, wie die Bun-
desregierung beruhigt feststellt.

Abgesehen davon, dass eine altersgruppen- und geschlech-
terspezifische Datenauswertung ergäbe, dass die Armutsbe-
troffenheit alleinlebender Greisinnen weit über dem Bevöl-
kerungsdurchschnitt liegt, ist die Dunkelziffer, d.h. der Anteil 
jener Menschen, die ihnen eigentlich zustehende Grundsi-
cherungsleistungen nicht beantragen, weil sie keine Informa-
tionen darüber haben, weil sie zu stolz sind, weil sie sich schä-
men, weil sie den bürokratischen Aufwand scheuen oder weil 
sie den Unterhaltsrückgriff der Ämter auf Kinder und/oder 
Enkel fürchten, unter Seniorinnen und Senioren bekannter-
maßen extrem hoch.

Dass die Armuts(risiko)quote und der Transferleistungsbe-
zug seit Jahren in keiner Altersgruppe so stark wachsen wie un-
ter den SeniorInnen, erfährt der Leser des Regierungsberichts 
ebenfalls nicht. Vielmehr spricht dieser vom Risiko der »Al-
tersarmut« bezeichnenderweise oft in Anführungszeichen, ob-
wohl von weit mehr als einer Million Ruheständlerinnen und 
Ruheständlern auszugehen ist, die mit 799 Euro pro Monat 
im Bundesdurchschnitt auf dem Hartz-IV-Niveau leben. Mehr 
als 940.000 Menschen über 64 Jahren haben einen Minijob, 
mit dessen Lohn von maximal 450 Euro im Monat die meis
ten ihre kleine Rente aufstocken dürften; fast 175.000 davon 
sind 75 Jahre oder älter. Was machen diese SeniorInnen eigent-
lich, wenn sie pflegebedürftig werden und nicht mehr arbeiten 
können und/oder als Hochbetagte mehr Geld für medizinische 
(Spezial-)Behandlungen sowie Medikamente, Heil- und Hilfs-
mittel brauchen?

Fazit und Schlussfolgerungen 

Trotz aller Beschönigungs-, Beschwichtigungs- und Entschuldi-
gungsversuche lässt der vorgelegte Bericht eine dreifache Spal-
tung erkennen: Erstens wachsen Armut und Reichtum glei-
chermaßen, sind also zwei Seiten derselben Medaille. Dies zeigt 
sich besonders deutlich beim Vermögen, das sich zunehmend 
bei wenigen Hyperreichen konzentriert, die über riesiges Ka-
pitaleigentum verfügen und meistens auch große Erbschaf-
ten machen. Während die reichsten 10% der Bevölkerung fast 
52% des Nettogesamtvermögens besitzen, kommt die ärmere 
Hälfte der Bevölkerung gerade mal auf 1%. Wenn man die statis
tische Unsicherheit bei der Erfassung von Hochvermögenden 
in Rechnung stellt, dürfte die reale soziale Ungleichheit noch 
viel größer sein, als es solche Zahlen erkennen lassen. Jeden-
falls schätzt das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW), dass sich ein Drittel (31 bis 34%) des Gesamtvermögens 
beim reichsten Prozent der Bevölkerung und zwischen 14 und 
16% des Gesamtvermögens beim reichsten Promille der Bevöl-
kerung konzentriert. 

Über 40 Mio. Menschen leben hingegen von der Hand in den 
Mund, anders formuliert: Sie sind nur eine Kündigung oder 
eine schwere Krankheit von der Armut entfernt. Zweitens geht 
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der wachsende private Reichtum mit öffentlicher Verarmung 
sowie Mängeln der öffentlichen Daseinsvorsorge bzw. der so-
zialen und Bildungsinfrastruktur einher, worunter die Armen 
wiederum am meisten leiden. Drittens findet auch eine sozial-
räumliche Spaltung des Landes statt. Je nachdem, in welcher 
Region die Menschen wohnen, unterscheiden sich ihre Chan-
cen, im Wohlstand zu leben, obwohl das Grundgesetz die Her-
stellung gleichwertiger Lebensverhältnisse fordert.

Armuts- und Reichtumsberichte könnten eine gute Basis für 
die Wirtschafts-, Sozial- und Finanzpolitik der Bundesregierung 
sein, wenn sie die »Lebenslagen in Deutschland« kritisch analy-
sieren, die gesellschaftlichen Ursachen für wachsende Ungleich-
heit ergründen und daraus entsprechende Handlungsempfeh-
lungen ableiten würden. 

Stattdessen wird die gesellschaftliche Realität verdrängt, die 
Konzentration des Reichtums verschleiert und die Armut ver-
harmlost. Vielerorts gehören Menschen, die in Müllcontainern 
nach Pfandflaschen suchen, heute zum »normalen« Stadtbild. 
Wer ohne politische Scheuklappen durch unsere Straßen geht 
und genau hinschaut, kommt zu einem anderen Ergebnis als der 
Regierungsbericht: Momentan dringt die Armut bis zur Mitte 
der Gesellschaft vor und droht sich zu verfestigen. In manchen 
Ballungsgebieten und Boomtowns der Bundesrepublik gefähr-
den drastisch steigende Mieten und Energiepreise sogar den Le-
bensstandard von NormalverdienerInnen und verstärken die 
Angst vieler Mittelschichtangehöriger vor dem sozialen Abstieg. 
Die soziale Ungleichheit wächst, ohne von den politischen Ent-

scheidungsträgerInnen als Kardinalproblem der Gesellschafts-
entwicklung wahrgenommen zu werden.

Der neue Armuts- und Reichtumsbericht bietet eine Fülle 
mehr oder minder informativer Tabellen und Schaubilder, die 
viel Beachtung finden dürften. Erstere dokumentieren z.B. die 
Entwicklung der Brutto- und Nettolöhne sowie der Brutto- und 
Nettogehälter, aber auch die in Beratungsstellen beratenen Per-
sonen nach Lebensform sowie das Volumen der von den Fi-
nanzverwaltungen veranlagten Vermögensübertragungen aus 
Erbschaften, Vermächtnissen und Schenkungen in Mrd. Euro. 
Letztere stellen die Entwicklung der Langzeitarbeitslosigkeit im 
Zehnjahresvergleich ebenso dar wie die Entwicklung des Brutto-
inlandsprodukts, aber auch die preisliche Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft von 1972 bis 2016 und die zehn Berufs-
gruppen mit hohen und geringen Fehlzeiten je AOK-Mitglied. 
Teilweise gleicht der Fünfte Armuts- und Reichtumsbericht al-
lerdings einem riesigen Datenfriedhof, weil ihn die Bundesregie-
rung wie sämtliche Berichte dieser Art benutzt, um dem (Wahl-)
Volk ihre Politik als Erfolgsgeschichte zu verkaufen.
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F
ür Millionen Minijobber hat 

sich trotz Mindestlohn nichts 

verbessert. Beim Aushebeln 

desselben sind viele Unternehmen 

offenbar noch erfinderischer als ge-

dacht. Knapp die Hälfte der geringfü-

gig Beschäftigten in Deutschland ist 

2015 mit weniger als 8,50 Euro brutto 

pro Stunde abgespeist worden. Jeder 

fünfte Minijobber hat sogar weniger 

als 5,50 Euro Stundenlohn erhalten. 

Das konstatiert das Wirtschafts- und 

Sozialwissenschaftliche Institut 

(WSI) der gewerkschaftsnahen Hans-

Böckler-Stiftung in einer am Montag 

vorgestellten Studie.

Damit habe der Mindestlohn die 

Situation der Minijobber nur sehr 

partiell verbessert, geben die Auto-

ren Toralf Pusch und Hartmut Sei-

fert zu bedenken. So hätten vor der 

Einführung der Untergrenze im Jahr 

2014 etwa 60 Prozent der prekär Be-

schäftigten weniger als 8,50 Euro pro 

Stunde verdient. Ein halbes Jahr nach 

dem Inkrafttreten des Mindestlohns 

habe dies noch immer 44 Prozent von 

ihnen betroffen. Der überwiegende 

Teil sei auf maximal 7,50 Euro ge-

kommen.

»Selbst extrem niedrige Stunden-

löhne sind zwar seltener geworden, 

aber keineswegs verschwunden«, kri-

tisieren die Forscher und mahnen: 

»Die Missachtung des Mindestlohn-

gesetzes fügt sich in das Muster der 

insgesamt oft problematischen Ar-

beitsbedingungen bei Minijobs.« So 

hätten frühere Studien bereits gezeigt, 

dass geringfügig Beschäftigte trotz 

eines gesetzlichen Anspruchs häufig 

keine Lohnfortzahlung bei Krankheit 

oder im Urlaub erhielten.

Das aktuelle Ergebnis signalisiere 

erneut, »dass es nicht ausreicht, Min-

destlöhne per Gesetz vorzuschrei-

ben«, so die Autoren. Notwendig 

seien flächendeckende Kontrollen. 

Das Problem der Einkommensarmut 

lösten diese aber nicht alleine. Sie 

betonen: »Mit aktuell 8,84 Euro liegt 

der Mindestlohn noch immer deut-

lich unter der Niedriglohnschwelle 

von etwa 9,50 Euro.« Der stellvertre-

tende Vorsitzende der Linksfraktion 

im Bundestag, Klaus Ernst, sprach 

am Montag von Betrug, der endlich 

geahndet werden müsse. Am häu-

figsten treffe es Frauen, so Ernst. 

»Unerträglich ist, dass dieses Aus-

beutermodell noch vom Staat sub-

ventioniert wird durch aufstockende 

Sozialleistungen.«

Wie konkret der Mindestlohn um-

gangen wird, geht nicht aus der Studie 

hervor. Unternehmen sind gesetzlich 

verpflichtet, Einsatzszeiten korrekt zu 

erfassen. Dabei werde »offenbar viel 

getrickst«, sagte Autor Toralf Pusch 

am Montag im Gespräch mit junge 

Welt. »In der Praxis ist es oft so, dass 

es auf dem Papier gut aussieht, aber 

die tatsächliche Arbeitszeit die ange-

gebene oft weit übersteigt«, so Pusch. 

Die Betroffenen könnten dies zwar an-

zeigen, verhielten sich aber aus Angst 

um ihren Arbeitsplatz still.

Für ihre Studie werteten die Wis-

senschaftler das »sozioökonomische 

Panel« und das »Panel Arbeitsmarkt« 

aus. Dafür befragen das Deutsche In-

stitut für Wirtschaftsforschung (DIW) 

jährlich 27.000 Menschen und das 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-

forschung (IAB) 13.000 Menschen zu 

ihren Arbeits- und Lebensbedingun-

gen. Geringfügig Beschäftigte, für die 

2015 niedrigere Branchenmindestlöh-

ne galten, wie etwa Zeitungszustel-

ler oder Friseure, seien so weit wie 

möglich herausgefiltert worden, ga-

ben die Forscher an. Auch Praktikan-

ten oder Langzeiterwerbslose, für die 

der Mindestlohn nicht gilt, habe man 

nicht mitgezählt. Erfasst worden sei-

en Beschäftigte, für die der Minijob 

kein Neben-, sondern Haupterwerb 

ist, heißt es. Laut Bundesagentur für 

Arbeit sind dies knapp fünf Millionen 

der 7,4 Millionen Minijobber.

Bahn frei für Pofalla?
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Merkel hält an Minsker  

Abkommen fest

Berlin. Bundeskanzlerin Angela 

Merkel (Foto, r.) hat sich am Ran-

de des Besuchs des ukrainischen 

Präsidenten Petro Poroschenko (l.) 

besorgt über die Lage in der Ost-

ukraine geäußert. Einen Waffen-

stillstand gebe es nicht, sagte Mer-

kel am Montag im Kanzleramt. Die 

Lage an der Kontaktlinie, wo sich 

die Truppen von ukrainischer Ar-

mee und Aufständische gegenüber-

stehen, sei »besorgniserregend«. Es 

sei deshalb wichtig, auf Grundlage 

des Minsker Abkommens weiter 

voranzukommen. Poroschenko 

betonte, dass die Ukraine auf EU-

Unterstützung angewiesen sei.

Bei Gefechten im Donbass sind 

am Wochenende mindestens acht 

Menschen ums Leben gekommen. 

Allein drei Zivilisten starben bei 

Angriffen der ukrainischen Armee. 

Kiew meldete am Montag morgen 

fünf getötete Soldaten.  
(dpa/jW)
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Kritik an  Staatsbesuch  

bei Erdogan

Berlin. Vor dem Besuch von Bun-

deskanzlerin Angela Merkel 

(CDU) in der Türkei am Donners-

tag sorgen die Asylgesuche von 

etwa 40 türkischen Offiziere in 

Deutschland für Auseinanderset-

zungen. Der türkische Verteidi-

gungsminister Fikri Isik forderte 

am Montag die BRD zur Ableh-

nung aller Asylanträge auf. Die 

Bundesregierung betonte dagegen, 

die Entscheidung liege allein bei 

den Asylbehörden. Kritik am Be-

such Merkels in Ankara kam vom 

türkischen Oppositionsführer Ke-

mal Kilicdaroglu. Der Vorsitzende 

der Republikanischen Volkspartei 

(CHP) warf ihr in der Süddeut-

schen Zeitung (Montagausgabe) 

Unterstützung für Präsident Recep 

Tayyip Erdogan und seine Pläne 

zur Einführung eines Präsidial-

systems vor. Erdogans Vorhaben, 

über das Anfang April in einem 

Referendum abgestimmt wird, wer-

de »das Ende der Demokratie in 

der Türkei« bedeuten. 
 (AFP/jW)

Rauspressen bis nichts mehr geht – 

so gehen viele Unternehmen mit 

ihren Beschäftigten um

Hartleibig

Mit allen Mitteln versucht »Matratzen 

Concord«, einen Betriebsrat 

loszuwerden. Der wehrt sich

Alarmiert

Kaum im Amt, löste US-Präsident 

Trump gleich drei Protestwellen 

aus. Ein Stimmungsbericht

Vergnüglich

Lockerer Beitrag zur Geschichtsdebat-

te: Die Geheimdienstklamotte 

»Kundschafter des Friedens«

Eiskalt
Bayern: Gewerkschafter nach Afgha-

nistan ausgewiesen – dort droht 

ihm der Tod. Von Simon Zeise 
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Millionen Minijobber 

 erhalten noch nicht mal den 

Mindestlohn. Unternehmen 

tricksen mit der Arbeitszeit. 

Die Linke: Betrug muss  

geahndet werden. 

Von Susan Bonath

Abgang statt Vertragsverlängerung: Bahn-Chef Grube verlässt Staatskonzern

R
üdiger Grube hat den Job 

als Vorstandschef der Deut-

schen Bahn AG hingewor-

fen. Der frühere Daimler-Manager 

beendete am Montag seine Tätigkeit 

für das Unternehmen. Jetzt soll Fi-

nanzchef Richard Lutz den Konzern 

vorübergehend führen, ein Nachfol-

ger soll »zeitnah« gefunden werden, 

wie die Bahn am Montag mitteilte.

Anscheinend hat der Aufsichts-

rat diesen Schritt des seit Mai 2009 

amtierenden Konzernchefs zumin-

dest billigend in Kauf genommen, 

denn ursprünglich stand eine Ver-

tragsverlängerung im Terminkalen-

der der Medienvertreter. Bei den 

Beratungen des Kontrollgremiums 

hat es dann Agenturberichten zufol-

ge Differenzen zu den Modalitäten 

der geplanten Verlängerung. Grubes 

Vertrag lief noch bis Dezember. Wie 

die Nachrichtenagentur dpa aus Auf-

sichtsratskreisen erfuhr, warf Grube 

den Kontrolleuren vor, sich nicht an 

Absprachen gehalten zu haben. Dem 

Topmanager sei in der Sitzungsvor-

lage noch eine Vertragsverlängerung 

um drei Jahre bis Ende 2020 zuge-

sichert worden. Der Vorstandschef 

habe dafür auf eine Gehaltserhöhung 

und auf eine Abfindung im Falle ei-

nes vorzeitigen Abgangs verzichtet.

Bundesverkehrsminister Alexan-

der Dobrindt sprach anschließend 

von »wenig Einigungsbereitschaft 

auf beiden Seiten«. »Das ist in der 

Tat eine so nicht zu erwartende Wen-

dung«, kommentierte der CSU-Poli-

tiker in München.

Grube verlässt den Konzern in-

mitten einer großangelegten Initia-

tive, die Qualität, Kundenzahl und 

Ergebnis der Bahn deutlich verbes-

sern sollte. Erst kürzlich hatte Grube 

das Programm »Zukunft Bahn« zur 

Chefsache erklärt. Allerdings gab es 

schon länger Gerüchte, wonach der 

ehemalige Kanzleramtsminister Ro-

nald Pofalla (CDU) Druck mache, 

um an die Spitze des Konzerns zu 

gelangen. Der vermeintliche Politik-

aussteiger war von Grube zunächst 

als Generalbevollmächtigter (als ei-

ne Art Cheflobbyist) in den Konzern 

geholt worden, angeblich um einen 

besseren Draht in die Regierungs-

spitze zu haben. Später stieg Pofalla 

in den Vorstand auf. 

 

(dpa/jW)
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Fora Temer!

Kämpferische Diaspora: »Erstes 

Internationales Treffen für die De-

mokratie und gegen den Putsch« in 

Brasilien. In Amsterdam betonte die 

Demokratiebewegung des latein-

amerikanischen Landes Gemein-

samkeiten. Von Peter Steiniger
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